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■ Kiel - Nach dem „Grauen
Riesen“ in Trappenkamp

und dem „Pinassen-Hochhaus“
in Lübeck fällt jetzt in Kiel das
Hochhaus in der Schönberger
Straße 44 mit 121 Wohnungen
und acht Gewerbeeinheiten (bei

Redaktionsschluss stand der ge-
naue Abrisstermin noch nicht
fest – beim Vorliegen dieser Zei-
tung ist das Gebäude vermutlich
schon Vergangenheit). Zugege-
ben: Alle drei Nachkriegsbauten
waren keine Schönheit und hat-
ten einen erheblichen Sanie-
rungsstau. Und wenn man sich
früherer Bausünden entledigen
will, wann sonst, wenn nicht
jetzt? Andererseits sind damit ei-
nige Hundert preiswerte Woh-
nungen verloren gegangen, und
das in einer Zeit, in der die Mie-
terschaft vermehrt auf preiswer-
ten Wohnraum angewiesen ist. 
Abriss ist ein zweischneidiges
Schwert: Die Neubautätigkeit
bleibt hinter dem Bedarf zurück,
die Bevölkerung von Schleswig-
Holstein wächst weiter und auch
durch Zusammenlegung bei Mo-
dernisierung gehen zusätzliche
Wohnungen verloren. Die
schleswig-holsteinischen Mie-
tervereine warnen deshalb mit
Nachdruck vor einem heraufzie-
henden Engpass im preiswerten
Wohnungssegment. Es kann
nicht richtig sein, via Arbeitslo-
sengeld II Mieterhaushalte auf-
zufordern, sich preiswertere
Wohnungen zu suchen, und
gleichzeitig genau dieses Markt-

segment systematisch auszudün-
nen. 
Dass marode Hochhäuser sinn-
voll saniert werden können, hat
die ehemalige BIG-Heimbau
AG in Flensburg bewiesen. Im
Stadtteil Engelsby sind drei weit-
gehend leer stehende „Punkt-
hochhäuser“ zur Zufriedenheit
aller Beteiligten im bewohnten
Zustand aufwendig saniert wor-
den. Es geht also auch anders.
Die Mietervereine jedenfalls
werden aufpassen müssen, dass
mit dem Abriss nicht zugleich ei-
ne künstliche Verknappung des
Wohnraumangebotes oder an-
ders ausgedrückt eine gewollte
Marktbereinigung stattfindet.  ■

Kieler Mieterverein
Die Jahreshauptversammlung des Kieler Mietervereins

findet am Donnerstag, den 16. Juni 2005, um 19.00 Uhr
im Lichtsaal des Gewerkschaftsraumes, Legienstraße 22,

24103 Kiel, statt. Hierzu wird herzlich eingeladen.
TAGESORDNUNG

1. Eröffnung und Begrüßung, 2. Ehrung von Vereinsmitgliedern,
3. Jahresbericht, 4. Kassenbericht, 5. Revisionsbericht, 6. Aus-
sprache zu den Berichten, 7. Entlastung des Vorstandes, 8. An-

träge, 9. Wahlen, a) 1. Vorsitzende/r, b) Schriftführer/in, 
c) Zwei Revisorinnen/Revisoren, 10. Verschiedenes

Bitte bringen Sie Ihren Mitgliedsausweis mit, er dient zugleich als
Stimmkarte. Bewirtungsgutscheine werden vor der Versamm-

lung ausgegeben.

J a h r e s h a u p t v e r s a m m l u n g  
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Hochhaus Schönberger Straße 44 in Kiel

Pinassen-
Hochhaus
in Lübeck

Abriss in Kiel

Hochhaus in Flensburg-Engelsby

Kiel - In Vorbereitung des ge-
planten „Nach-und-nach-Ab-
risses“ in Westerland hat das
Kommunale Liegenschafts-

Management (KLM) der Insel-
metropole im Rahmen einer
Mieterversammlung Details
zum weiteren Vorgehen be-
kannt gegeben. Danach soll
zunächst ein Neubau mit 24

Wohneinheiten errichtet wer-

den, um Ausweichquartiere
bereitzustellen. Mit Ausnahme

des Hochhauses Danziger
Straße soll die komplette

Wohnsiedlung-Süd dann in-
nerhalb von fünf Jahren suk-
zessive abgerissen und neu

gebaut werden. Das KLM will
mit den betroffenen Mieter-
haushalten Aufhebungsver-
einbarungen schließen, um
die Wohnungen frei zu be-

kommen. 
Nach Auffassung des Kieler
Mietervereins kann man die

Dinge so angehen, allerdings
empfiehlt der Kieler Mieter-
verein seinen Mitgliedern
dringend, etwaige Aufhe-

bungsvereinbarungen darauf-
hin überprüfen zu lassen, ob

alle Details von der Woh-
nungsrückgabe über den Um-
zug über die Kostentragung

dafür bis hin zur neuen Woh-
nung, deren Miete und ihre

Ausstattung abschließend und
verbindlich geregelt sind. Wer
sich auf einen Umzug festlegt,
ohne diese Dinge vorher ge-
klärt zu haben, ist später auf
das Wohlwollen des KLM an-

gewiesen.

ABRISS IN 
WESTERLAND
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Kiel - Mit großer Spannung hat der 
DMB-Landesverband Schleswig-Holstein den Koalitionsvertrag
zwischen CDU und SPD auf seine wohnungspolitischen Aussa-
gen überprüft. Das Ergebnis kann auf folgende Formel reduziert

werden: knapp, aber akzeptabel! 
Der Vertrag bekennt sich zum Erhalt des Zweckvermögens 

Wohnungsbau. Dieser revolvierende Fonds wird bei der 
Investitionsbank gehütet und dient der Finanzierung des 

sozialen Wohnungsbaus im Lande. Sein Erhalt sichert die 
Wohnungsbauförderung langfristig. 

Diese Aussage wird bei den Mietervereinen mit großer Erleichte-
rung aufgenommen, da vor dem Hintergrund der Finanznöte des
Landes bezogen auf dieses Zweckvermögen bereits Begehrlich-

keiten laut geworden waren. 
Begrüßenswert auch: Die für die Kofinanzierung erforderlichen

Mittel der Städtebauförderung sowie der Programme „Stadtum-
bau West“ und „Soziale Stadt“ sollen vollständig zur Verfügung
gestellt werden. Damit ist sichergestellt, dass die knappen Bun-

desmittel für den sozialen Wohnungsbau nicht verfallen. 
Und schließlich soll sich nach dem Koalitionsvertrag das 

Wohnungsbauprogramm des Landes auf die Sanierung von
Wohnraum konzentrieren mit dem Ziel, den Energieverbrauch zu

senken und die Zahl barrierefreier Wohnungen deutlich zu er-
höhen. Diese Aussage ist für Schleswig-Holstein 

besonders wichtig, da hierzulande der höchste Energiever-
brauch für Raumwärme anfällt. 

Und was vermisst der Landesverband: Im Koalitionsvertrag 
fehlt eine klare Aussage zur Kompensation des dramatischen

Schwunds an preiswerten Wohnungen im Lande. 
Der Sozialwohnungsbestand schmilzt in unvermindertem Tem-
po rasant ab. Die tragenden Säulen der öffentlich kontrollierten

und damit tendenziell preiswerten Wohnungsbestände sind
weggebrochen. 

Vor dem Hintergrund sinkender Realeinkommen, immer noch
steigender Arbeitslosigkeit und einer zunehmenden Verschul-
dung von Privathaushalten wird die Nachfrage nach preiswer-

tem Wohnraum fühlbar ansteigen. Zu diesem Problem hätte der
Vertrag eine Position enthalten müssen.

Koalitionsvertrag zum Wohnen 

Blei im Trinkwasser – Erneut ein Thema
■ Kiel - Seit dem 1. Dezem-

ber 2003 ist der Grenz-
wert für Blei im Trinkwasser von
ursprünglich 0,04 Milligramm
auf nun 0,025 Milligramm je Li-
ter abgesenkt worden. Ab dem 1.
Dezember 2013 erfolgt eine
neue Reduzierung auf dann 0,01
Milligramm je Liter. Diese Wer-
te werden sich dann nur noch er-
reichen lassen, wenn etwa vor-
handene Bleirohre entfernt und
gegen zugelassene Materialien
ausgetauscht werden. 
Das Landesamt für Gesundheit
und Arbeitssicherheit hat in ei-
ner jüngst erarbeiteten Studie, in
die 700 Haushalte in Schleswig-
Holstein eingebunden wurden,
festgestellt, dass durchaus noch
in nennenswertem Umfang
Wohnungen im Lande anzutref-
fen sind, deren Wasserversor-
gungsanlagen Bleibelastungen
verursachen, die die zulässigen
Grenzwerte teilweise deutlich
überschreiten. Die Mieterverei-
ne schätzen, dass landesweit
zwischen 100 000 und 150000
Wohnungen Bleibelastungen
im Trinkwasser aufweisen. 
Unter den Fachleuten ist unum-
stritten, dass Blei im Trinkwasser
immer auch eine Gesundheitsge-
fährdung bedeutet, insbesondere
für Säuglinge und Kleinkinder.
Die Rechtslage für Wohnungen
mit bleibelastetem Trinkwasser
ist eindeutig: Grenzwertüber-
schreitungen weisen das Mietob-
jekt als mangelhaft aus und geben
dem Mieter einen Beseitigungs-
anspruch zur Seite. In diesen Fäl-
len bestehen auch Mietminde-
rungsansprüche und in den meis-
ten Fällen auch Schadensersatz-
ansprüche, weil anzunehmen ist,
dass der Mangel schon bestand,
als das Mietobjekt angemietet
wurde. 
Aus der Beratungspraxis der
Mietervereine wird jedoch im-
mer wieder deutlich, dass das
Problem Blei im Trinkwasser
eher unterschätzt wird. Der
Kieler Mieterverein beispiels-
weise registriert gerade mal
zehn bis 15 Fälle jährlich, bei
denen Blei im Trinkwasser eine

Rolle spielt. Die Ursache für
dieses Phänomen ist schnell
ausgemacht: Im Gegensatz zu
Geruchsbelästigungen oder
Verfärbungen, bei denen der
mangelhafte Zustand des Trink-
wassers sofort offenkundig
wird, ist die Bleibelastung des
Trinkwassers nicht ohne weite-
res – und schon gar nicht am Ge-
schmack – erkennbar. Auf-
schluss gibt nur eine Trinkwas-
seranalyse. 
Der Kreis der verdächtigen
Wohnungen lässt sich eingren-
zen: Wohnungen, die nach dem
Ende der 70er Jahre errichtet
worden sind, sollten im Regel-
fall keine Bleibelastung mehr
aufweisen, weil der Einsatz von
Bleirohren seitdem verboten ist.
Bei den großen professionell ge-
führten Wohnungsbaugesell-
schaften und Genossenschaften
sollte das Risiko ebenfalls über-
schaubar sein, weil das Problem
von Bleibelastungen dort be-
kannt ist und der Handlungs-
pflicht Rechnung getragen wird.
Im Zweifel könnten Mieter bei
ihrem Vermieter Nachfrage hal-
ten, und sie werden wohl eine
zutreffende Antwort mit einer
klaren Aussage erhalten. 
Anders verhält es sich bei Pri-
vatvermietern und hier insbe-
sondere bei den nicht organi-
sierten Privatvermietern: Letz-
tere werden von keinem Ver-
band auf ihre Pflicht hingewie-
sen, die Einhaltung der Blei-
grenzwerte zu gewährleisten.
Mieter in Häusern der Baujahre
vor 1970 sollten also schon der
Frage nachgehen, ob in ihrem
Gebäude womöglich noch Blei-
leitungen vorhanden sind. Die
Tatsache, dass Bleileitungen
nicht offensichtlich anzutreffen
sind, ist dabei leider ohne Be-
deutung. Es wird eine Vielzahl
von Häusern geben, bei denen
Bleileitungen der Anschluss-
stellen ausgetauscht wurden,
während im übrigen Haus noch
Bleileitungen vorhanden sind. 
Mieterhaushalte, die sicherge-
hen wollen, tun gut daran, eine
Wasserprobe zu ziehen und die-

se analysieren zu lassen. Dabei
empfiehlt es sich, die Probe
dann zu ziehen, wenn das Was-
ser über Nacht in der Leitung
gestanden hat. Wo eine derarti-
ge Wasserprobe getestet werden
kann, erfahren Mieter bei ihrer
örtlichen Gesundheitsbehörde. 
Und was ist zu tun, wenn der

Verdacht auf eine Bleibelastung
sich erhärtet? Ansprechpartner
ist immer und zuerst der Ver-
mieter, der für die Mängelbesei-
tigung zuständig ist. Als „So-
fortmaßnahme“, um weitere
Gesundheitsbelastungen auszu-
schließen, empfehlen die Mie-
tervereine Wasser für die Zube-

reitung von Getränken und Nah-
rungsmitteln erst dann abzuzap-
fen, wenn zuvor das Wasser drei
bis fünf Minuten ablaufen konn-
te. Als Alternative dazu kommt
in Betracht, gekauftes Trink-
wasser zu verwenden, insbeson-
dere wenn Säuglinge zu versor-
gen sind. Den nötigen Schrift-
verkehr mit Ihrem Vermieter
führt gerne Ihr örtlich zuständi-
ger Mieterverein.
Eine Informationsbroschüre des
Ministeriums für Arbeit, Sozia-
les, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz kann unter www.mie-
terbund-schleswig-holstein.de
heruntergeladen werden.             ■
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